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Streit um Baupläne geht weiter
AIG besteht auf Veröffentlichung im Internet
Wählerinitiative um Hans Furbach beruft sich auf Abstimmungsergebnis in der Bürgerversammlung


Von Rainer Rutz
Gräfelfing ■ Der Streit um das Gräfelfinger Baurecht geht weiter. Die „Anliegergemeinschaft Gartengemeinde" und ihr Vorsitzender Hans Furbach haben jetzt heftig gegen die Absicht protestiert, Bebauungspläne auch künftig nicht ins Internet zu stellen.


    Einen entsprechenden Antrag hatte die Wählerinitiative auf der Bürgerversammlung gestellt. Eine breite Mehrheit war dafür. Im Hauptausschuss allerdings wurde das Thema drei Monate später erst einmal der Verwaltung zurückgereicht. Bürgermeister Christoph Göbel hatte unter anderem argu​mentiert, Bebauungspläne liegen „nun mal im Rathaus" zur Ein​sichtnahme aus. Das genüge.

    In einer Stellungnahme weist Furbach nun auf die Komplexität des umstrittenen Gräfelfinger Baurechts hin. „Gerade das Gut​achten vom November 2005, das die Bebauungspläne seit 1972 für nichtig erklärt, erfordert nun absolute Offenheit und Bürgerbeteili​gung. " Nicht einmal „studierte Ju​risten, seit 1972 im Gemeinderat, haben in 33 Jahren erkannt, dass diese Pläne von Anfang an nichtig waren. Jetzt lassen sie offenbar im Geheimen weiterplanen",schreibt Furbach..



    Der AIG-Vorsitzende wundert sich darüber, dass es von Seiten der Gemeinde „kein Eingeständ​nis und keine Entschuldigung" ge​geben habe - „im Gegenteil, man versucht nur ein anderes Verfah​ren zu wählen, einzig und allein, um sich rechtlich abzusichern und um möglichen Schadenersatzan​sprüchen aus dem Weg zu gehen." Das degressive Baurecht, um das es im Grundsatz in Gräfelfing geht, sei „nur im Deckmantel der bisherigen Minimalveröffentlichungen" entstanden, meint Fur​bach. Dabei verweist er auf Veröffentlichungen („Minitext") im ört​lichen Anzeigenblatt und einen Aushang im Rathaus, 1. Stock: „Deshalb ist Öffentlichkeit bei weiteren Planungen von größter Wichtigkeit."

   Dass die Gemeinde mit ihrer Öf​fentlichkeitsarbeit sonst nicht kleinlich ist, belegt der AIG-Vor​sitzende mit einem gemeindlichen zweiseitigen Schreiben über die Frage, „wie und bis wann der Bür​ger künftig seine Hecken zu schneiden hat": Das Schreiben wurde in jeden Haushalt ver​schickt. Das Internet wäre bei „Vermögens- und nutzungsrechtli​chen Eingriffen eine kleine Hilfe."
